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Regierung verabschiedet Botschaft zur Teilrevision des 
Steuergesetzes 
 
Nach der Ablehnung der NFA-Vorlage soll mit einer kleinen Teilrevision des 
Steuergesetzes die Grundlage für die vom Grossen Rat beschlossene Verlagerung der 
Quellensteuererhebung von den Gemeinden auf den Kanton geschaffen werden. Die 
Bündner Regierung hat die entsprechende Botschaft verabschiedet. Bei dieser 
Gelegenheit werden verschiedene Bestimmungen des Steuergesetzes an Neuerungen 
des Bundessteuerrechts oder an die neuere bundesgerichtliche Rechtsprechung 
angepasst. Das Parlament wird das Geschäft in der Oktobersession beraten. 
 
Für ausländische Arbeitnehmer ohne Niederlassungsbewilligung muss der Arbeitgeber die 
Quellensteuer in Abzug bringen und mit der jeweiligen Wohnsitzgemeinde des 
Arbeitnehmers abrechnen. Das Verfahren soll zentralisiert und durch EDV-Unterstützung 
vereinfacht werden. Der Arbeitgeber kann die Quellensteuer neu für alle Mitarbeitenden mit 
dem Kanton abrechnen und es werden elektronische Schnittstellen zur Verfügung stehen, 
welche diesen Prozess zusätzlich vereinfachen. Die Quellensteuererhebung durch den 
Kanton war schon Gegenstand der Bündner NFA und war in dieser Vorlage sowohl in der 
Vernehmlassung als auch in den parlamentarischen Beratungen weitgehend unbestritten. 
 
Die Einkommenssteuern für Bund, Kanton und Gemeinden werden in der gleichen 
Steuererklärung deklariert und gemeinsam veranlagt. Diese Parallelität macht möglichst 
gleiche gesetzliche Regelungen erforderlich, weshalb das kantonale Steuergesetz bei dieser 
Gelegenheit gleich auch an Neuerungen im Bundessteuerrecht angepasst werden soll. Dies 
betrifft den Abzug für Mitgliederbeiträge und Zuwendungen an politische Parteien sowie die 
Neugestaltung des Kinderbetreuungsabzugs. 
 
Revision für altrechtliche Erbvorbezüge 
Des Weiteren muss der Kanton im Steuergesetz die Bestimmungen für altrechtliche 
Erbvorbezüge anpassen. Das Verwaltungsgericht hatte im Mai 2009 entschieden, dass das 
ab 2008 geltende Steuergesetz keine genügende gesetzliche Grundlage für die Besteuerung 
der vor 2001 ausgerichteten Erbvorbezüge bietet. In der Folge ist das Bundesgericht im Mai 
2010 auf eine entsprechende Beschwerde der Regierung gegen diesen Entscheid nicht 
eingetreten. Bis zum Zeitpunkt des verwaltungsgerichtlichen Verdikts sind jedoch bereits 
zahlreiche Fälle rechtskräftig veranlagt worden. Um eine rechtsgleiche Behandlung zu 
erzielen, sollen diese Veranlagungen in Revision gezogen, das heisst aufgehoben werden. 
Die neue Regelung soll es der Steuerverwaltung ermöglichen, bereits bezahlte 
Steuerforderungen mit Zinsen zurückzuzahlen. Das verlangt ein vom Grossen Rat 
überwiesener Auftrag, der hier umzusetzen ist. Die Umsetzung bewirkt Mindereinnahmen in 
der Höhe von rund 5.85 Millionen Franken, welche der Kanton bereits in der Rechnung 2009 
zurückgestellt hat.  
 
Die wirtschaftliche Doppelbesteuerung von Aktionär und Aktiengesellschaft wird im 
geltenden Recht bei qualifizierten Beteiligungen sowohl in der Einkommens- als auch in der 
Vermögenssteuer gemildert. Das Bundesgericht hat die Milderung der Vermögenssteuer als 
bundesrechtswidrig qualifiziert, was eine Streichung der entsprechenden Bestimmung 
erforderlich macht. Die daraus resultierenden Mehreinnahmen werden für eine geringe 
Herabsetzung des Maximalsatzes der Vermögenssteuer verwendet. 
 
Mit Ausnahme der Bestimmungen über die Quellensteuer sollen die Änderungen bereits auf 
den 1.1.2011 in Kraft treten, sofern kein Referendum ergriffen wird.  
 
 
Auskunftspersonen: 



Regierungsmitteilung der Standeskanzlei Graubünden, 7000 Chur 

- Regierungsrat Dr. Martin Schmid, Vorsteher Departement für Finanzen und Gemeinden, 
Tel. 081 257 32 01  
- Urs Hartmann, Vorsteher Steuerverwaltung, Tel. 081 257 33 24  
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